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M~ 
Das Bundesministerium für soziale Verwaltung übersendet 
in der Beilage den Entwurf einer Novelle zum Arbeitsinspek­
tionsgesetz 1974 samt Erläuternden Bemerkungen, mit dem 
Ersuchen um Stellungnahme. Mit dieser Novelle soll eine 
bessere Effizienz der Tätigkeit der Arbeitsinspektion er­
reicht werden und die bewährte Zusammenarbeit der Inter­
essenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer mit 
der Arbeitsinspektion gefördert werden. Näheres wolle den 
Erläuternden Bemerkungen zu den einzelnen Änderungen ent­
nommen werden. 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung ersucht die 

1979 

do. Stellungnahme zu dem vorliegenden Entwurf bis spätestens 
23. Feber 1979 bekannt geben zu wollen. 

Beilagen 

Der Bundesminister: 

W eis sen b erg 

Für die Rtchtißkait 
d;!\f An~{!"'r-r1'7"""0" 

-~~ 

H. I 
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Bundesgesetz vom •••••••••• mit dem das 
Arbeitsinspektionsgesetz 1974 abgeändert 

wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesgesetz vom 5. Feber 1974, BGBl.Nr. 143, 
über die Arbeitsinspektion (Arbeitsinspektionsgesetz 1974 
ArbIG 1974) wird geändert wie folgt: 

1. Der § 2 (5) zweiter Satz hat zu entfallen. 

2. Dem § 5 ist nachfolgender § 5 a mit Überschrift 
anzuschließen: 

"Verfolgung von Übertretungen von Vor­
schriften die dem Schutz der Arbeit­

nehmer dienen 

§ 5 a (1) Die Verfolgung von Übertretungen von Vor­
schriften die dem Schutz der Arbeitnehmer die­
nen obliegt in den der Aufsicht der Arbeits­
inspektion unterliegenden Betrieben in erster 
Instanz dem nach Standort und Art des Betriebes 
zuständigen Arbeitsinspektorat des Ortes, an 
dem die Verwaltungsübertretung begangen wor­
den ist. 

(2) Über Berufungen gegen Entscheidungen der 
Arbeitsinspektorate entscheidet der Bundes­
minister für soziale Verwaltung endgültig." 

3. Die Überschrift des § 6 hat zu lauten: 

"Feststellung und Verfolgung von Übertretungen" 
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4. § 6 Abs. 2 erhält die Fassung: 

"(2) Das Arbeitsinspektorat kann schon bei der 
erstmaligen Feststellung der Übertretung einer 
dem Schutz der Arbeitnehmer dienenden Vorschrift 
das Verfahren einleiten. Das Strafverfahren ist 
einzuleiten, wenn der Aufforderung nach Abs. 1 
nicht entsprochen wird." 

5. Dem § 6 ist ein § 6a mit Ub'erschrift anzufügen: 

"Verwendung der Geldstrafen 

§ 6 a Die verhängten Geldstrafen fließen dem beim Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung mit Rechtsper­
sönlichkeit ausgestatteten Ausgleichtaxfonds(§ 10 
Abs. 1 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, in 
der Fassung der Xovelle BGBl.Nr. ?~9/1974)zu." 

6. Abs. 3 des § 6 hat zu entfallen; Abe. 4 erhält die 
Bezeichnung 3. 

7. Im § 8 entfällt der Abs. 5; die Abs. 6 bis 8 er­
halten die Bezeichnung Abs. 5 bis 7, wobei im neuen 
Abs. 5 die \vorte "oder 5 11 zu entfa:!.len haben. 

8. Der erste Satz des § 9 Abs. 1 hat zu lauten: 

"§ 9 (1) In den Fällen der §§ 7 Abs. 1 sowie 8 
Abs. 1 steht dem nach Standort und Art des 
Betriebes zuständigen Arbei~sinspektorat 
gegen den Bescheid der zuständigen Behörde 
erster Instanz die Berufung zu, wenn der 
Bescheid dem vom Arbeitsinspektorat ge­
stellten Antrag oder der abgegebenen Stel­
lungnahme nicht entspricht; unter den gleich­
chen Voraussetzungen steht diesen Arbeits-

,1 
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inspektoraten die Berufung auch gegen Be­
scheide der zweiten Instanz zu, wenn deren 
Entscheidung nicht endgültig ist." 

9. Nach § 15 sind folgende §§ 15 abis 15 f mit Über­
schriften einzufügen: 

"Arbe i tnehmerschutz ausschüsse 

§ 15 a (1) Bei jedem Arbe i tsinspektorat ist zur Be­
ratung der Arbeitsinspektion bei der Durch~ 
fUhrung ihrer Aufgabe~ ein Arbeitnehmerschutz­
ausschuß zu errichten. 
(2) Dem Arbeitnehmerschutzausschuß gehören der 
jeweilige Leiter des Arbeits~nspektorates als 
Vorsitzender und je zwei Vertreter der gesetz­
lichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer als Mitglieder sowie die 
erforderliche Zahl von Ersatzmitgliedern an. 
Die Vertreter der Interessenvertretungen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer und die Ersatzmit­
glieder werden vom Bundesminister fUr soziale 
Verwaltung auf Grund von Vorschlägen bestellt, 
die von den zuständigen, gesetzlichen Interessen­
vertretungen, oder wenn solche nicht bestehen, 
von den sonstigen Interessenvertretungen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer erstattet 
werden. Wird das Vorschlagsrecht nicht binnen 
zwei Wochen nach Aufforderung ausgeübt, so ist 
der Bundesminister fUr soziale Verwaltung bei 
der Bestellung an spätere Vorschläge nicht ge­
bunden. 

J 
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(3) Hinsichtlich der Bestellung der Mitglieder 
und Ersatzmitglieder - ausgenommen die Ange­
hörigen der Arbeitsinspektion - sind die Be­
stimmungen des §·11 Abs. 1 des Arbeitsge­
.richtsgesetzes, BGBl.Nr. 170/1946, sinnge-
mäß anzuwenden. 

Amtsdauer der Mitglieder (Ersatz­
mitglieder) 

§ 15 b (1) Die Mitglieder des Arbeitnehmerschutz­
ausschusses werden - au-sgenommen die Ange­
hörigen der Arbeitsinspektion - für eine Dauer 
von 5 Jahren bestellt. 
Sie haben vor Antritt ihres Amtes dem Vors~tzen­
den durch Eandschlag gewissenhafte, unpartei­
ische Ausübung des Amtes zu geloben. Das Amt 
von Mitgliedernune Ersatzmitgliedern die inner­
halb der flinfjährigen Amtsdauer oesteIlt werden, 
endet mit deren Ablauf. Ir.folge des Ablaufes der 
Amtsdauer ausscheidende ~itglieder und Ersatzmit­
glieder haben ihr Amt bis zur lJiederbesetzu!1g 
auszuüben. Wiederbestellungen sind zulässig. 

(2) Die Niederlegung des Amtes ist nut aus 
wichtigen Gründen zulässig. 

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung 
hat ein Mitglied (Ersatzrnitglied) seines Amtes 
zu entheben, wenn ein gesetzliches Hindernis 
bekannt wird oder wenn es sich einer groben 
Verletzung oder einer dauernden Vernachlässi­
gung seiner Pflichten schuldig macht. 
Weiters ist ein Mitglied dann abzuberufen, wenn 
die zuständige Interessenvertretung die Abbe­
rufung verlangt und ein anderes Mitglied nam­
haft macht. 
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Die Tätigkeit des Arbeitnehmer­

schutzausschusses .. 

§ 15 c (1) Der Ausschuß hat dem Arbeitsinspektorat 
Vorschläge zu erstatten sowie Stellungnahmen 

"zur Durchf~~g von besonderen Maßnahmen zum 
Schutz der Arbeitnehmer abzugeben. 

(2) Die Beschlußfähigkeit des Ausschusses ist 
gegeben, wenn mindestens drei der Mitglieder 
anwesend sind. 

(3) Die Mitglieder des Arbeitnehmerschutzaus­
schusses sind im Auftrag des Ausschusses und 
im Einvernehmen mit dem Arbeitsinspektorat be­
fugt, Betriebe, die der Aufsicht der Arbeits­
inspektion unterliegen, zu betreten und zu be­
sichtigen. Diesen ist auch Einsicht in alle Un­
terlagen zu gewähren, die mit dem Schutz der Ar­
beitnehmer des Betriebes im Zusammenhang stehen. 
Auf eine wirksame Zusammenarbeit mit den in den 
Betrieben tätigen Sicherheitsvertrauenspersonen, 
Sicherheitstechnischen Diensten und den Betriebs­
ärztlichen Diensten ist Bedacht zu nehmen. Die 
Bestimmungen der §§ 3 Abs. 1 bis 6 und 5 Abs. 2 
gelten hiebei sinngemäß. 

(4) Über das Ergebnis der Besichtigung ist dem 
Arbeitsinspektorat und dem Arbeitnehmerschutz­
ausschuß unverzüglich zu berichten. Der Arbeit­
nehmerschutzausschuß ist berechtigt, auf Grund 
des Ergebnisses solcher Besichtigungen, bestimmte 
Maßnahmen beim Arbeitsinspektorat anzuregen. 
Solche Anträge sind unverzüglich einer Behandlung 
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zuzuführen. Vom Ergebnis bzw. von den ge­
troffenen Veranlassungen ist dem Arbeitnehmer­
schutzausschuß Mitteilung zu machen. 

(5) Die Mitglieder dieses Ausschusses sind ver­
pflichtet, sich bei Ausübung der Tätigkeit an 
die gleichen Grundsätze zu halten, die für Arbeits­
inspektoren gelten. Insbesondere haben sie über 
alle ihnen bei der Ausübung ihres Dienstes bekannt­
gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, 
insbesondere über die ihnen als geheim bezeich­
neten Betriebseinrichtungen, Betriebsmittel, 
Arbeitsstoffe, Arbeitsvorgänge oder Arbeitsver­
f~~ren sovde sonstige Eigentümlichkeiten der 
Betriebe Verschwiegenheit zu beobachten. An diese 
Verschwiegenheitspflicht sind sie auch dann gebun­
den~ wenn sie nicht mehr Mitglied des Arbeitnehmer­
schutzausschusses sind. Ein Mitglied des Arbeit­
nehmerschutzausschusses, das ein ihm bei Ausübung 
seiner Tätigkeit bekannt gewordenes Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis verletzt oder es zu seinem oder 
eines anderen Vorteil verwertet, wird nach den straf­
rechtlichen Bestimmungen (§ 123 StGB) verfolgt. 

Sitzungen des Arbeitnehmerschutz­

ausschusses 

§ 15 d Die Sitzungen des Arbeitnehmerschutzausschusses 
finden nach Bedarf statt. Wenn an den Vorsitzen­
den von einem Mitglied des Arbeitnehmerschutz­
ausschusses das Ersuchen um Einberufung des Aus­
schusses gerichtet wird, so hat er innerhalb von 
14 Tagen den Ausschuß einzuberufen. Über die 
Sitzungen sind Aufzeichnungen zu führen. 
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Aufwandsentschädigung 

§ 15 e (1) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des 
Arbeitnehmerschutzausschusses üben ihre Tä­
tigkeit ehrenamtlich aus. 

(2) Die Mitglieder des Arbeitnehmerschutzaus­
schusses haben Anspruch auf Ersatz der Kosten (Ge­
bührenstufe 4) nach Maßgabe der für Bundes-
beamte der allgemeinen Verwaltung geltenden 
Rechtsvorschriften. Sie haben ferner Anspruch 
auf eine dem Zeit und Arbeitsaufwand entspre­
chende Vergütung die vom Bundesminister für 
soziale Verwaltung im ßir:vernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen festzusetzen ist. 

Erlassung näherer Vorschriften 

§ 15 f Die näheren Vorschriften über die Geschäfts­
ordnung der Arbeitnehmerschutzausschüsse hat 
der Bundesminister für soziale Verwaltung im 
Verordnungswege zu erlassen. Die Geschäfts­
führung der Arbeitnehmerschutzausschüsse ob­
liegt den Arbeitsinspektoraten .. " 

10. Dem ~ 18 ist als Abs. 2 anzufügen: 
"(2) Wer Organe des Arbeitnehmerschutzausschusses 
in der Ausübung ihrer Tätigkeit behindert oder die 
Erfüllung ihrer Aufgaben vereitelt, ist, wenn das 
Verhalten nicht nach einern anderen Gesetz einer 
strengeren Strafe ~nterliegt, von der Bezirksver­
waltungsbehcrde mit Geld bis zu 15 000,-- E zu be­
strafen." 
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11. Der bisherige Abs. 2 bekommt die Bezeichnung 3. 

12. Als neuer Abs. 4 ist anzufügen: 

"(4) Die Verwaltungsstrafbehörde hat eine schrift­
liche Ausfertigung des nach Abs. 1 bis 3 ergangenen' 
Bescheides dem zuständigen Arbeitsinspektorat bzw. 
dem Zentral-Arbei tsinspektorat zu übersenden." 

13. Die bisherigen Abs. 4 und 5 bekommen die Bezeichnung 
5 bzw. 6. 

Artikel II 

Anhängige Verfahren 

t~er die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun­
desgesetzes eingeleiteten Verfahren haben die damit 
befaßten Verwaltungsstrafbehörden zu entscheiden; die 
vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes begangenen 
und mit Strafe bedroht gewesenen Zuwiderhandlungen 
sind nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes durch­
zuführen. Über Berufungen gegen Bescheide, die nach In­
krafttreten dieses Bundesgesetzes ergangen sind, ent­
scheidet der Bundesminister für soziale Verwaltung. 

Artikel III 

Das Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrens­
vorschriften, BGBI.Nr. 172/1950 in der derzeit gel­
tenden Fassung, wird geändert wie folgt: 

1. Art. II Abs. 2 lit. D Z. 31 hat zu entfallen, die 
Ziffern ;2 bis 34 bekommen die Bezeichnung 31 bis 33. 
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2. Dem Art. 11 Abs. 2 lit. A ist als Z. 24 a anzu­
fügen: "24 a die Arbeitsinspektorate". 

Artikel IV 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hin­
sichtlich des 

a) § 15 e der Bundesminister für Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für soziale Verwaltung, 

b) des Art. III die Bundesregierung, 

c) une im übrigen der Buncesminister für 
soziale Verwaltung 

betraut. 
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ERLÄUTERNDE BEMERKUNGEN 

Mit dem Bundesgesetz vom 5. Feber 1974, BGBl.Nr. 143, 
über die Arbeitsinspektion wurde die Wahrnehmung des gesetz­
lichen Schutzes der Arbei:nehmer bei ihrer beruflichen Tätig­
keit in den der Aufsicht cer Arbeitsinspektion unterliegenden. 
Betrieben geregelt.Die Ahr~ung von Übertret~en der dem 
Schutze der Arbei tr..ehmer c:. -::nende:n. Vorsc~.rif·;;en wurde den 
Bezirksverwaltungsbehörden Jberlassen. Im Hinblick auf die 
bisher gewonnenen Erfahrungen und um eine bessere Effizienz 
der Tätigkeit der Arbeit~inspektion und damit einen wirk­
sameren Arbeitnehmerschutz zu erreichen, erscheint es not­
wendig, die Bestrafung VOL t~ertretungen von Vorschriften, 
die dem Schutz der Arbei~ehmer dienen, d~r Arbeitsinspek­
tion zu übertragen. Dies stellt kein No~~rn dar sondern ist 
vielmehr eine Nachbildung die sich an bewährte Vorbilder an­
lehnt. So z.B. wird ähnlicher Vorgang auch im Berggesetz 1975 
(BGBl.Nr. 259/1975) gewäh:t. Diesem Vorhaben dient der vor­
liegende Gesetzesent,~f, der die Länder von einer ihnen 
übertragenen Aufgabe entlasten wird. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes wird be­
merkt: 

Artikel I 

Ziffer 1:.. 

Die Aufhebung des derzeitigen § 2 Abs. 5 zweiter Satz ist 
durch die neuen Bestimmungen der §§ 15 abis 15 f notwendig 
geworden. Anstelle der hier vorgesehenen Aussprachen mit 
Interessenvertretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sollen die Beratungen des Arbeitnehmerschutzausschusses treten. 

Ziffer 2: 

Mit dem neu angefügten § 5 a soll in Entsprechung 
der Bestimmungen des VStG 1950 in der geltenden Fassung, 
die Zuständigkeit der Arbeitsinspektorate als Strafbehörde 
erster Instanz und des Bundesministers für soziale Ver-

. .--
waltung als im Instanzenzug sachlich übergeordnete 
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Behörde geregelt werden. Die sachliche und die örtliche 
Zuständigkeit der Arbeitsinspektorate ist der Verordnung 
vom 18. März 1950, BGBl.Nr. 80, über die Aufsichtsbezirke 
der Arbeitsinspektion in der Fassung der Verordnungen des 
Bundesministers für sozia:e Verwaltung vom 15. März 1954 , 

BGBl.Nr. 56, vom 16. Nove~ber 1954, BGB1.Nr. 256, vom 
12. Mai 1956, BGEl.Nr. 107 '..lnd vom "8. :ezember 1970, 
BGB:.Nr. 422, die gemäß S 20 Abs. 1 des Arbeitsinspek­
tionsgesetzes 1974, BGBl.~r. 143, als Bundesgesetz in 
Geltung steht, zu entnehmen. 

Mit dieser Bestimmung soll eine Verwaltungsverein­
fachung sowie eine Entlas~ung der Verwaltungsbehörden 
erfolgen. In weiterer Fo:ge wird eine Besc~leunigung 
des Verwaltungsstrafverfa~rens erhofft. 

Ziffer ~: 

Die Änderung der Überschrift mußte in Anpassung 
an die geänderte Rechtslage erfolgen. 

Ziffer 4: 

Diese Bestimmung bei~~altet lediglich eine Anpassung 
an die durch § 5 a entstancene neue Rech~slage. 

Ziffer 5: 

Durch die Abführung der Verwaltungsstrafen in den beim 
Bundesministerium für soziale Verwaltung mit Rechtsper­
sönlichkeit ausgestatteten Ausgleichtaxfonds sollen die Mittel 
dieses Fonds für Zwecke der Fürsorge für begünstigte In­
valide,der nachgehenden Hilfe im Arbeitsleben für die Aus­
stattung von Arbeitsplätzen mit den erforderlichen Behel-
fen für Behinderte, für die Ausstattung von geschützten 

Werkstätten mit Maschinen und sonstigen Behelfen sowie fUr 
Zwecke der Fürsorge für die nach dem Kriegsopferversorgungs­
gesetz 1957 oder dem Heeresversor~~ngsgesetz versorgungs­
berechtigten Personen und deren Kinder verwendet werden. 

• 
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Eine Abführung dieser Mittel an diesen Fonds erscheint 
umsomehr zweckmäßig, als diese Strafe wegen Nichtbe­
achtung vo~ ArbeitnehmerSchutzvorschriften, dLe zu Un­
fällen hätten führen können, verhängt wird.' 

Ziffer 6 und 7: 

Hier wird lediglich eine Textbereinigung vorgenommen. 

Ziffer 8: 

Da im Administrativverfahren nach wie vor das Ver­
fa~ren sich nach der Zuständigkeit der zur materiellen 
Wahrnehmung des Tatbestanees berufenen 5ehörde richtet, 
is~ es notwendig, in jene~ Fällen, in ~er.en den Anträgen 
c.er Arbeitsinspektion nic::t entsprochen '1;t;rde oder wenn 
die Arbeitsinspektion an ~ec 7erfahren nicht beteilig~ 
wi=d, ihr das Berufungsrecht zu belassen. Es wurden le­
diglich die auf das Strafverfahren, das von der Arbeits­
inspektion durchgeführt wird, Bezug nehmenden Bestimmun­
ger. entfernt. 

Die bei den Aussprachen nach § 2 Abs. 5 ArbIG 1974 mit 
Vertr,etern d.er Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer gewonr:enen Erfahrungen haben die Notwendig­
keit einer intensiveren Mitarbeit ~er Interessenvertre­
tungen gezeigt. Dieser ETkenntnis Rechnung tragend wurde 
die Schaffung von Arbeitnehmerschu~zausschüssen in Be­
tracht gezogen" 

Die Arbeitnehmerschutzausschüsse sollen der Arbeits­
inspektion beratend zur Seite stehen une so eine effi­
zientere Ausübung des Arbeitnehmerschutzes gewährleisten. 

Es soll aber darauf hingewiesen werden, daß die Arbeits-
inspektion als Behörde für die behcrdliche Wahrnehmung 
des t~beitnehmerschutzes zuständig bleibt. 
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Zu den einzelnen Bestimmungen wird bemerkt: 

§'15 a: 

Bei jedem Arbeitsinspektorat soll ein Arbeitnehmer­
schutzausschuß errichtet werden, der aus je zwei Vertre­
tern der gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeit­
geber und der Arbeitnehmer, sowie der erforderlichen 

Zahl von Ersatzmitgliedern bestehen soll. Als Vorsitzen­
der dieses Ausschusses ist der jeweilige Leiter des Arbeits-

inspektorates vorgesehen. Die weiteren Mitglieder und Ersatz­
mitglieder werden vom Bundesminister ffr soziale Verwal­
tung ernannt, der diese Mitglieder auf Grund von Vor­
schlägen bestellt, die von den gesetzlichen Interessen­
vertretungen erstattet werden. 

§ 15 b: 

Die Amtsdauer der Mitglieder - ausgenommen jene der 
Leiter der Arbeitsinspektorate - ist ~it fünf Jahren be­
stimmt. Weiters werden hier die Fälle cer Unvereinbarkeit 
geregelt. 

§ 15 c :. 

Die Tätigkeit des Arbeitnehmerschutzausschusses wird 
hier geregelt, wobei die Rechte und Pflichten der Mit­
glieder aufgezeigt werden. Um eine wirksame Durchsetzung 

des Arbeitnehmerschutzes zu erreichen, muß die Möglich-
keit geschaffen werden, daß die Mitglieder dieses Aus­

schusses, ähnlich wie die Arbeitsinspektoren, die Be-
triebe betreten dürfen. Im Zuge der beratenden Tätigkeit 
wird sich mitunter die Notwendigkeit ergeben, in den der 

Aufsicht der Arbeitsinspektion unterliegenden Betrieben 

nachgehende Kontrollen durchzuführen. Auch dies ist einer 

der Gründe, warum ein Recht zum Betreten der Betriebe einge­
räumt werden muß. Die Zusammenarbeit mit den in den Betrieben 

tätigen Sicherheitsvertrauenspersonen, Sicherheitstechnischen 

Diensten und dem Betriebsärztlichen Dienst wird besonders her­
vorgehoben. 

, . 
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§ 15 d: 

Die Sitzungen des Arbeitnehmerschutzausschusses sollen 
nach Bedarf stattfinden, wobei mindestens zweimal im Jahr 
eine Sitzung stattfinden soll. 

~ 15 e: 

Den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern der Arbeitneh­
merschutzausschüsse, die ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus­
üben, sollen für Zeitversäumnisse entsprechende Aufwands­

entschädigungen zuerkannt werden. 

§ 15 f: 

Die näheren Vorschriften über die Geschäftsordnung 
sir.d im Verordnungswege zu treffen. 

Ziffer 10~ 

Da die Organe der Arbeitnehmerschutzausschüsse in 
Ausübung ihrer Tätigkeit berechtigt sind Betriebe zu 
betreten und zu besichtigen, mußte für Zuwiderhandlungen 
gegen diese Bestimmung eine Strafsanktion eingebaut werden. 

Ziffer 11, 12 und ~3: 

Die hier enthaltenen Bestimmungen bedeuten lediglich 

eine Anpassung an den neuen Text. 

Artikel 11 

enthält t~ergangsbestimmungen für die Abwicklung der 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes an­
hängigen Verfahren. 

Artikel 111 

ra die Behörden, die die Verwaltungsverfahrensgesetze 

anzuwenden haben, im Einführungsgesetz zu den Verwaltungs­
verfahrensvorschriften taxativ aufgezählt sind, muß dieses 

Gesetz geändert werden. 
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Artikel IV 

enthält die sich aus dem Entwurf ergebende Voll­
zugsklausel. 

Die materiellen und finanziellen Erfordernisse die dem 
Bund durch dieses Gesetz entstehen, können mit zehn Be~- -
amten und einem Kostenaufwand von rund 2 Millionen Schil- ' 
ling abgeschätzt werden. 
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